Die Landestierärztekammer Hessen informiert:

Pressemitteilung der LTK Hessen vom 25.08.2004

Gericht: Ein Wesenstest genügt bei unauffälligen Hunden Landestierärztekammer Hessen begrüßt Urteil des Gießener Verwaltungsgerichts.

Das Verwaltungsgericht Gießen hat der Klage einer Halterin eines so genannten Listenhundes stattgegeben, die die gängige Praxis der Ordnungsbehörden für die Verlängerung der Halte-Erlaubnis für ihren Hund angegriffen hatte. Der Präsident der Landestierärztekammer (LTK) Hessen, Prof. Dr. Alexander Herzog, begrüßt dieses Urteil und sieht darin eine Bestätigung der Position der Tierärzte. 

Nach der hessischen Hunde-Verordnung* wird bei bestimmten Hunderassen - den "Listenhunden" - eine Gefährlichkeit stets vermutet, auch wenn diese Tiere niemals negativ in Erscheinung getreten sind. Wer einen Hund dieser Rassen halten möchte, braucht eine Erlaubnis, für deren Erteilung u. a. ein erfolgreich absolvierter Wesenstest des Hundes erforderlich ist. Da die Erlaubnis nach der Verordnung auf zwei Jahre befristet ist, haben die für die Erlaubnis zuständigen Ordnungsbehörden bisher alle zwei Jahre einen erneuten Wesenstest verlangt. 

Das Verwaltungsgericht Gießen stellte nun fest, die Klägerin habe "Anspruch auf Verlängerung der erteilten Erlaubnis, wobei eine Wiederholung der Wesensprüfung nicht erforderlich ist." **

Das Gericht stellte außerdem die Regelung der Hunde-Verordnung in Frage, nach der die Halte-Erlaubnis für unauffällige Listenhunde auf zwei Jahre, für tatsächlich auffällige Hunde - also Hunde unabhängig von der Rasse, die bereits Schäden verursacht haben - auf vier Jahre befristet ist. Ob eine polizeirechtliche Sorge der Gefahrenabwehr hinter dieser Differenzierung erkannt werden könne, sei zweifelhaft.

LTK-Präsident Prof. Herzog ist mit dem Urteil zufrieden. "Wir Tierärzte weisen seit Jahren darauf hin, dass es wissenschaftlich nicht zu halten ist, Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit als besonders gefährlich einzustufen. Noch weniger nachvollziehbar ist, dass diese Tiere - selbst wenn sie völlig unauffällig sind - alle zwei Jahre ihre Nicht-Gefährlichkeit unter Beweis stellen müssen, während ein Hund, der schon gebissen hat, dies nur alle vier Jahre tun soll. Durch das Urteil ist hoffentlich Schluss mit dieser Ungleichbehandlung!" 

Für Fragen steht zur Verfügung:

Prof. Dr. Alexander Herzog, Präsident der LTK Hessen 

Telefon 06127 - 90 75 0 

Zusätzliche Informationen finden Sie weiter unten.

Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden vom 22.01.2003

Verwaltungsgericht Gießen 10 E 1882/04


Hintergrund: 

Seit dem Sommer 2000 müssen Halter von in der Hunde-Verordnung aufgeführten Hunderassen bei ihrer Ordnungsbehörde eine Halte-Erlaubnis beantragen. Neben der Zuverlässigkeit des Halters muss zur Erlangung der Erlaubnis die Ungefährlichkeit des Hundes durch einen erfolgreich absolvierten Wesenstest dargelegt werden. Die Standards für die Durchführung des Wesenstests legt laut Verordnung das Regierungspräsidium Darmstadt fest. Diese Standards sind von der LTK Hessen immer wieder kritisiert worden, da sie nicht neuesten verhaltenskundlichen Erkenntnissen entsprechen. 
Halter von Listenhunden müssen ab August diesen Jahres mit der erneuten Aufforderung ihrer Ordnungsbehörden zum nunmehr dritten Wesenstest für ihre Tiere rechnen. 
2002 war die Tötungsrate dieser Hunde auf das Doppelte angestiegen, obwohl die Hunde zwei Jahre zuvor bereits alle einen Wesenstest erfolgreich bestanden hatten und nie auffällig geworden waren. Hessens Ordnungsbehörden hatten die Tötungen angeordnet, nachdem die Hunde beim Folge-Wesenstest nach Ablauf von zwei Jahren durchgefallen waren und die zuständigen Behörden keine Möglichkeit der Überprüfung der z. T. fraglichen Testergebnisse zuließen. Mehrere tierärztliche Verbände (Bundestierärztekammer, Bundesverband praktizierender Tierärzte, Tierärztliche Vereinigung für Tierschutz) hatten bereits im März diesen Jahres auf die tierschutzrelevanten Tötungen hingewiesen und die Hessische Landesregierung aufgefordert, die Hunde-Verordnung sowie die fragwürdigen Standards zu überdenken. Von August 2000 bis September 2003 wurden nach offiziellen Angaben des Hessischen Innenministeriums in Hessen 456 Hunde aufgrund der Verordnung getötet - 23x mehr als z. B. in Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen. 
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